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Dezernat 1 - Allg. Verwaltung, Finanzen und Schulen 
Amt für Kreisschulen und Liegenschaften 
 
 
 
Einrichtung eines Vorqualifizierungsjahres Arbeit/Beruf (VAB) an der Justus-von-Liebig-
Schule Waldshut 
 
 
 
Beschlussvorlage 
 

Gremium Sitzung am Öffentlichkeitsstatus Zuständigkeit 

Ausschuss für Schulen, Kultur 
und Tourismus 

19.06.2013 öffentlich Beschlussfassung 

 
 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Ausschuss für Schulen, Kultur und Tourismus stimmt der Einrichtung des Vorqualifizie-
rungsjahres Arbeit/Beruf (VAB) an der Justus-von-Liebig-Schule Waldshut ab dem Schuljahr 
2013/2014 gemäß § 22 in Verbindung mit § 30 Schulgesetz für Baden-Württemberg zu.  
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Sachverhalt: 
 
Das Regierungspräsidium Freiburg teilte mit Schreiben vom 26.02.2013 mit, dass künftig das 
bisherige Berufsvorbereitungsjahr (BVJ) flächendeckend als so genanntes Vorqualifizierungs-
jahr Arbeit/Beruf (VAB) geführt werden soll. 
 
Das VAB wird, wie bisher das BVJ, in Kooperation mit der Langensteinschule Tiengen geführt 
und verfolgt das Ziel einer grundlegenden  und praxisbezogenen Vorbereitung auf Arbeit und 
Beruf für lernschwache oder schulmüde Schülerinnen und Schüler. Die Ausbildung erfolgt in 
praxisnah gestalteten Arbeitsfeldern, in betrieblichen Praktika selbst und in den traditionellen 
allgemeinbildenden  Fächern. Am Ende des Bildungsganges kann ein dem Hauptschulab-
schluss gleichwertiger Bildungsabschluss erworben werden.  
 
Das VAB wird als Ganztagsschule geführt. Die dazu notwendigen Ressourcen werden über 
sogenannte Enquete-Mittel und das Jugendbegleiterprogramm bereitgestellt. Eine pädagogi-
sche Gesamtkonzeption wird derzeit noch erarbeitet. Sie wird sich jedoch weitgehend an der 
bereits bestehenden erfolgreichen Konzeption für die BEJ-Ganztagesklassen an der Justus-
von-Liebig-Schule orientieren. 
 
Die Mittagsverpflegung kann über die Schülercafeteria der Waldtorschule Waldshut bereitge-
stellt werden. Damit entstehen dem Schulträger keine zusätzlichen Kosten. 
 
 
 
Finanzierung: 
 
Durch die Ausführung des vorgeschlagenen Beschlusses entstehen keine Auswirkungen auf 
den Haushalt. 
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